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Das jahrelange Ringen ist vorbei – und 
das Vereinigte Königreich endgültig 
kein EU-Mitglied mehr. Kurz bevor zu 
Jahresbeginn eine Übergangsphase 
auslief, hatten die Regierungschefs der 
EU und das britische Parlament in hals-
brecherischer Eile einem Handels- und 
Kooperationsvertrag zugestimmt, der 
am 1. Januar vorläufig in Kraft trat. Je-
doch ist dieses Abkommen trotz seines 
Umfangs von fast 1300 Seiten in weiten 
Teilen unvollständig und lässt vieles, zu 
vieles offen. Zudem muss das EU-Parla-
ment noch zustimmen; bis Ende Febru-
ar kann es Änderungen verlangen. Und 
schon jetzt werden in Großbritannien 
Stimmen laut, die Neu- bzw. Nachver-
handlungen fordern. Die Brexit-Saga 
ist daher noch keineswegs beendet. 

Die Schwächen des Abkommens re-
sultieren ganz wesentlich aus dem Tak-
tieren der britischen Regierung: Boris 
Johnson hatte im Dezember 2019 die 
Parlamentswahlen mit dem Verspre-
chen gewonnen, „den Brexit durch-
zuziehen“. Der Vertrag über die zu-
künftigen Handels- und Wirtschafts-
beziehungen mit der EU sei schon so 
gut wie ofenfertig, tönte er damals. Da-
nach begann eine Zitterpartie, die ex-
akt bis Heiligabend 2020 dauerte. Die 
britische Regierung riss eine Deadline 
nach der anderen, ließ ein Ultimatum 
nach dem anderen verstreichen, und 
kam stets wieder zurück an den Ver-
handlungstisch mit der EU. Auf den al-
lerletzten Drücker machte Johnson ei-
nige Rückzieher, und man einigte sich 
doch noch. 

Das konnte letztlich nicht verwun-
dern: Nach der US-Präsidentschafts-
wahl war klar, dass Johnson seinen 

Bluff, notfalls einen harten Brexit ohne 
Deal zu vollziehen, nicht würde durch-
halten können. Angesichts der glaskla-
ren Haltung von Joe Biden konnte er 
sich den Eklat eines solchen Abschieds 
von der EU nicht leisten. Biden hatte 
mehrfach deutlich gemacht, dass er in 
der EU – anders als sein Vorgänger, der 
Johnson-Freund Donald Trump – einen 
Partner sieht und die Sicherung des 
Karfreitagsabkommens für Nordirland 
angemahnt. Nicht die EU, sondern die 
britische Seite ist in den letzten Wo-
chen vor Jahresende daher mehrfach 
eingeknickt. Brüssel war dabei klug 
genug, dort nachzugeben, wo es sich 
um für die Briten teure Symbolpolitik 
handelt, etwa den Fischereiregeln. 

Die kommenden Handelskriege

Mit dem Ergebnis kann dennoch nie-
mand wirklich zufrieden sein. Am 
ehesten hat noch die EU ihre wichtigs-
ten Ziele erreicht. Und sie sitzt nach wie 
vor am längeren Hebel. Denn selbst 
nach der Absegnung durch das Eu-
ropaparlament werden die Verhand-
lungen noch lange nicht vorbei sein: 
Etliche Vereinbarungen wurden mit 
Fristen und Übergangsklauseln verse-
hen. So gelten die Fangquoten für die 
Fischer der EU in britischen Gewässern 
für fünf Jahre, dann wird neu verhan-
delt. Etliche Streitpunkte sind in geson-
derten Abkommen vorläufig geklärt 
worden, darunter der Status von Gi-
braltar, formell ein Teil des Vereinigten 
Königreichs, ab jetzt aber zugleich ein 
Teil des EU-Binnenmarkts, der Zolluni-
on und des Schengenraums. Dieser  
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Sonderstatus weckt Begehrlichkeiten – 
nicht zuletzt in Nordirland.  

Die Brexiteers feiern zwar jetzt  
die wiedergewonnene „Souveränität“, 
aber von der EU unabhängig ist die bri-
tische Wirtschaft keineswegs. Mit die-
sem Handelsabkommen fahren die Bri-
ten weit schlechter als zuvor – sie fah-
ren sogar weit schlechter als Länder 
wie Norwegen oder die Schweiz, die 
nie EU-Mitglieder waren. Die Briten 
zahlen nach wie vor an Brüssel, wenn 
auch weit weniger als zuvor, haben in 
der EU aber nichts mehr zu sagen. Und 
sie haben jeden Anspruch auf EU-Gel-
der verloren, die bis 31. Dezember 2020 
noch reichlich geflossen sind. Zudem 
ist ihre Handelsfreiheit mit der EU weit 
stärker eingeschränkt als je zuvor, et-
wa durch die Ursprungslandregeln. 
Denn unter dieser Regel haben etliche 
bislang florierende Geschäftsmodel-
le der Briten ihre Grundlage verloren. 
Sie können etwa nicht länger Textili-
en aus Bangladesch oder Malaysia im-
portieren und sie dann unter britischen 
Markenetiketten in die EU weiterver-
kaufen. Auch britische Auto- und Ma-
schinenbauer müssen fortan beweisen, 
dass nicht mehr als 45 Prozent der ver-
bauten Teile aus dem Ausland kom-
men. In absehbarer Zeit werden sie da-
her keine Elektroautos mit Akkus aus 
chinesischer oder südkoreanischer 
Produktion mehr zollfrei in die EU ex-
portieren können. Ähnlich restriktiv 
sind die Regeln für Spediteure oder 
Flüge im Verkehr zwischen Großbri-
tannien und der EU.  

Beide Seiten haben sich zu fairem 
Wettbewerb verpflichtet. So können 
die Briten künftig ihre eigenen Sozial-,  
Umwelt- oder Verbraucherschutzstan-
dards beschließen, statt weiterhin die 
der EU zu übernehmen. Aber sie dür-
fen auch nicht weit von diesen abwei-
chen, ein Lohn- oder Sozialdumping 
ist damit ausgeschlossen, mit dem von 
manchen erträumten „Singapur an 
der Themse“ wird es also nichts wer-
den. Im Streitfall müssen die Vertrags-
parteien entscheiden, wenn auch oh-

ne den bei den Brexiteers besonders 
verhassten Europäischen Gerichtshof. 
Stattdessen gibt es bald einen „Part-
nerschaftsrat“ mit zahlreichen Unter-
ausschüssen und -komitees sowie ei-
nem Schiedsgericht, das im Streitfall 
über die Zulässigkeit von Strafzöllen 
und anderen Handelshemmnissen ent-
scheiden soll. 

All diese Vereinbarungen sind von 
tiefem Misstrauen geprägt. Zwischen 
der EU und Großbritannien herrscht 
ein Waffenstillstand, eine kurze Ruhe 
vor dem Sturm der zahlreichen kleinen 
Handelskriege, die kommen werden. 

Exodus der Dienstleister

Das Abkommen kann einseitig auf-
gekündigt werden, wenn eine Seite 
befindet, dass die andere zu weit ge-
gangen ist. Bestehen wird es nur, wenn 
fortlaufend nachverhandelt wird. Die 
Ausgangslage für die Briten ist da-
bei schlecht: Im Warenhandel mit der 
EU fährt das Land seit Jahr und Tag 
ein Defizit. Nun ist es auch noch mit 
dem freien Warenverkehr, wie wir ihn 
kannten, vorbei. Zwar haben beide 
Seiten einen zoll- und quotenfreien 
Warenhandel vereinbart, aber Zoll-
kontrollen wird es nun überall an den 
Grenzen geben. Das trifft insbesonde-
re die nordirischen Häfen, die jetzt an 
einer Außengrenze der EU liegen, weil 
Nordirland einen eigenartigen Status 
erhalten hat: Es ist sowohl im briti-
schen Markt, als auch im Binnenmarkt 
der EU. Die Kontrollen, die unvermeid-
liche Bürokratie, kosten Zeit und Geld, 
für beide Seiten, ein Mehrfaches des-
sen, was bisher üblich war. Inzwischen 
leeren sich in Nordirland schon die Su-
permarktregale, weil die neuen Zoll-
formalitäten den Warenfluss erheblich 
stören. Zudem werden die Lieferketten 
zwischen der Insel und dem Kontinent 
neu eingerichtet, was zu Abwande-
rung aus Großbritannien führen wird. 

Im Dienstleistungsverkehr mit der 
EU hingegen fahren die Briten noch 
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einen Überschuss ein. Aber auch der 
dürfte bald rapide schrumpfen. Denn 
britische Architekten, Anwaltsbüros 
oder Unternehmensberater müssen 
laut Abkommen fortan nach EU-Re-
geln spielen oder sich an Ort und Stelle, 
in einem der EU-Länder, niederlassen, 
um weiter mitmischen zu können. Auf 
das deindustrialisierte Königreich, das 
gut 80 Prozent seines Bruttoinlands- 
produkts mit Dienstleistungen erwirt-
schaftet, kommen damit stürmische 
Zeiten zu. Es droht der Verlust von 
hochqualifizierten Jobs in ungeahnten 
Größenordnungen.

In der City of London, dem finanzi-
ellen Herz des Königreichs und noch 
der zweitgrößte Finanzplatz der Welt, 
herrschen Wut und Verbitterung. Der 
Finanzsektor ist für die britische Wirt-
schaft mindestens so wichtig wie die 
gesamte verbliebene Industrie. Da-
her rechnete man in den Londoner Fi-
nanzkreisen fest damit, dass die briti-
sche Regierung ihnen einen Zugang 
zum europäischen Markt sichern wer-
de. Jetzt aber ist klar, dass London als 
Finanzplatz massiv einbüßen wird. 

Mehr als ein Drittel des heutigen Fi-
nanzgeschäfts wird im Lauf der nächs-
ten Jahre abwandern. Denn nachdem 
sie ihre Passporting-Rechte, also den 
automatischen Marktzugang zur EU, 
verloren haben, müssen britische Fi-
nanzdienstleister einzeln, jeder für 
sich und für jede besondere Art von 
Finanzgeschäften, den Zugang zum 
europäischen Markt bei der europäi-
schen Finanzaufsicht beantragen. Die 
EU-Kommission kann zwar im Prin-
zip das britische Regelwerk für Finanz-
dienstleistungen als gleichwertig mit 
den bestehenden europäischen Rege-
lungen anerkennen. Aber sie muss das 
nicht tun, und sie hat keine Eile. Sie 
kann der Abwanderung und Verlage-
rung von Finanzgeschäften, Jobs und 
Kapitalien von London in die EU in al-
ler Ruhe zusehen. Und diese ist bereits 
in vollem Gang, der Devisenhandel, 
der Swap-Handel, der Derivatehandel 
– soweit er mit EU-Banken und Finan-

zinstituten betrieben wird und weiter 
betrieben werden soll – ist teilweise 
schon auf den Kontinent verlagert wor-
den und wird in den kommenden Mo-
naten und Jahren weiter verlagert. Der 
europäische Kapitalmarkt bekommt so 
einen gewaltigen Schub. 

Global Britain?

Überdies hat Großbritannien durch 
den EU-Austritt Handelsverträge mit 
mehr als 70 Drittstaaten verloren, in die 
das Land als EU-Mitglied eingebun-
den war. Zwar hat London mit vielen 
dieser Länder Fortsetzungsabkommen 
abgeschlossen, die wichtigsten mit 
Norwegen und der Schweiz. Für diese 
gelten allerdings ab jetzt ebenfalls die 
Bestimmungen des EU-Abkommens. 
Mit neuen, bilateralen Handelsverträ-
gen mit Drittstaaten kann die Regie-
rung hingegen bisher kaum punkten. 
Am wichtigsten in dieser Reihe ist das 
Abkommen mit Japan vom Oktober 
2020, das die Briten aber zu weit un-
günstigeren Bedingungen verdonnert, 
als sie der Handelsvertrag zwischen 
Japan und der EU bietet. Und bei al-
len anderen Handelsverträgen, die die 
Briten gern rasch abschließen würden 
– mit Australien, Kanada, Neuseeland 
oder den USA –, hat die EU die Nase 
weit vorn. 

Es ist auch kein Zufall, dass die EU 
ausgerechnet Ende Dezember ihr In-
vestitionsabkommen mit China ab-
geschlossen hat, nach siebenjährigen 
Verhandlungen der erste große Schritt 
hin zu einem umfassenden Handelsab-
kommen mit der (zweit)größten Volks-
wirtschaft und der größten Exportna-
tion der Welt. So ein Abkommen hät-
ten die Briten auch gern, aber da heißt 
es nun: hinten anstellen. So wichtig ist 
das Vereinigte Königreich für China 
nicht. 

Die EU wiederum arbeitet mit Hoch-
druck an weiteren Handelsabkommen 
in Asien und Lateinamerika. Sie ist zu-
dem die treibende Kraft bei den Ver-
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handlungen um ein internationales 
Abkommen zum Handel mit Dienst-
leistungen, das über das Handels-
abkommen GATS weit hinausgehen 
wird. Auch da stehen die Briten plötz-
lich abseits. 

Böses Erwachen

Im Alltag wird sich der Brexit ebenfalls 
bemerkbar machen. Für viele Briten ist 
das scheinbar ferne Europa in erster 
Linie ein Urlaubsparadies, exotisch, 
relativ billig und fast vor der Haustür. 
Obendrein sprechen die Ausländer 
dort auch noch Englisch. Aber jetzt 
wird es teurer und schwieriger, nach 
Europa zu reisen. Seit dem 1. Januar 
2021 gibt es keinen freien Personenver-
kehr mehr zwischen der Insel und der 
EU, stattdessen Grenzkontrollen, Pass-
stempel, Visapflichten. Viele britische 
Studierende werden zudem künftig 
auf Auslandssemester verzichten müs-
sen, da London seine Mitgliedschaft 
im Erasmus-Programm gekündigt hat.  
Irgendwann werden die Briten auch 
die massive Abwanderung europäi-
scher Ärzte und Krankenschwestern 
bemerken, auf die der nationale Ge-
sundheitsdienst NHS in Pandemie-
zeiten kaum verzichten kann. Und die 
britischen Bauern schreien wegen feh-
lender europäischer Erntehelfer jetzt 
schon Zeter und Mordio.  

Noch ist auf der Insel nicht bei al-
len durchgedrungen, welch schlechten 
Tausch das Vereinigte Königreich als 
Welthandelsnation mit diesem Abkom-
men gemacht hat. Nur die Fischer arti-
kulieren ihre Wut, hatten sie doch dem 
Versprechen geglaubt, die Ausländer 
würden aus den britischen Gewässern 
verjagt. Viele andere glauben oder hof-
fen nach wie vor, die Abkehr von der 
EU würde ihnen eine neue Prosperi-
tät bescheren. Da trifft es sich, dass die 
verheerenden Auswirkungen der Co-
ronakrise im öffentlichen Bewusstsein 
auf absehbare Zeit alle Folgen des Bre-
xit überlagern werden. 

In der Wirtschaft wächst allerdings 
der Unmut. Zahlreiche Unternehmer-
verbände – wie der Industrieverband 
und der Verband der Einzelhändler 
– fordern lautstark Neu- bzw. Nach-
verhandlungen des Abkommens. Die 
meisten von ihnen haben inzwischen 
begriffen, wie irrwitzig zeitraubend 
und kostspielig der zusätzliche büro-
kratische Aufwand an den Grenzen 
zur EU ist. Auch die City murrt und 
droht. Sicher gefällt es britischen Ban-
kern, dass die lästigen Nachfragen der 
EU-Kommission wegen ihrer laufen-
den Geschäfte mit Offshore-Finanz-
zentren und Steueroasen in aller Welt 
nun ausbleiben. Sie riskieren aller-
dings nun, im Gegenzug ganz von den 
europäischen Finanzmärkte ausge-
schlossen zu werden. 

Auch die britischen Gewerkschaften 
sind hellhörig geworden. Sie wissen in-
zwischen, dass die Regierung Johnson 
die EU-Arbeitszeitrichtlinie, die die 
48-Stunden-Woche festlegt, gerne auf-
geben würde, um so längere Arbeits-
zeiten durchzusetzen. Sie fürchten 
überdies Jobverluste, vor allem in den 
verarmten Regionen im Norden Eng-
lands und in Wales, wo die EU-Subven-
tionen wegfallen und die EU-Märkte 
wegbrechen. 

Die eigentlichen politischen Dra-
men aber kommen erst noch: So hat der 
Kampf um die Unabhängigkeit Schott-
lands und dessen Wiedereintritt in die 
EU ebenso an Fahrt aufgenommen wie 
die Debatte um die Vereinigung Nor-
dirlands mit der irischen Republik – 
beides wären geopolitische Triumphe 
für die EU. Selbst die bislang kaum 
denkbare Rückkehr Gibraltars in den 
spanischen Staatsverbund rückt in den 
Bereich des Möglichen. Und nicht zu-
letzt rührt sich der walisische Nationa-
lismus wieder. 

Statt das Vereinigte Königreich zu 
einer imaginierten alten Größe zu-
rückzuführen, könnte den Brexiteers 
am Ende somit nicht mehr bleiben, als 
über den Zerfall ihres Landes zu präsi-
dieren. 


